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Der Link zum Recht




[image: image1.jpg]


Rechtslage

1.
Grundsätzliches zum Recht auf Gegendarstellung
Anspruch auf Gegendarstellung hat jeder, der durch Tatsachendarstellungen in einem Medienbericht unmittelbar betroffen ist. Das Gegendarstellungsrecht soll Bürger und Unternehmen vor einseitigen Tatsachendarstellungen in den Medien schützen und ist damit ein Instrument der Fairness. Der Betroffene erhält einen "gleich langen Spiess" und kann seine Sicht der Dinge derjenigen des Mediums gegenüberstellen.
Nur Tatsachenbehauptungen, nicht jedoch reine Meinungsäusserungen, sind gegendarstellungsfähig. Die Rechtsprechung definiert den Begriff der Tatsache als alles, "was durch äussere oder innere Wahrnehmung erfasst und durch Beweis objektiv auf seinen Wahrheitsgehalt überprüft werden kann". Tatsachenbehauptungen – im Gegensatz zu Meinungsäusserungen, die blosse Ansichten einer Person enthalten – sind objektiver Klärung zugänglich und am Wahrheitsmassstab messbar. Ob die veröffentlichte Behauptung richtig oder falsch ist, ist nicht relevant. Weiter müssen die Tatsachenbehauptungen immer einen unmittelbaren, direkten Bezug zur Persönlichkeit des Betroffenen aufweisen, die Darstellung muss sich also zumindest dazu eignen, ein ungünstiges Bild über den Betroffenen hervorzurufen.
Eine Tatsachenbehauptung muss, um überhaupt gegendarstellungsfähig zu sein, in einem periodisch erscheinenden Medium veröffentlicht worden sein (z.B. Presse, Radio, Fernsehen). Das Kriterium der Periodizität ist dann erfüllt, wenn das Medium mehr oder weniger regelmässig erscheint oder – bei einer Internetpublikation – immer wieder erneuert wird.

Kein Anspruch auf Gegendarstellung besteht bei wahrheitsgemässer Berichterstattung über öffentliche Verhandlungen einer Behörde (z.B. eines Gerichts), sofern der Betroffene daran teilgenommen hat und sich äussern durfte.
2.
Form und Inhalt der Gegendarstellung
Die vom Betroffenen zu formulierende Gegendarstellung muss kurz, präzis und schnörkellos sein. Die erforderliche Knappheit steht aber auch in Beziehung zur Länge des Ausgangsartikels. Wohl ist eine Gegendarstellung regelmässig kürzer als der Ausgangstext; je länger aber dieser ausfällt, desto ausführlicher darf auch die Gegendarstellung sein.
Inhaltlich ist die Gegendarstellung auf den Gegenstand des beanstandeten Medienberichts zu beschränken, d.h. es darf nur zu den dort geäusserten Tatsachendarstellungen Stellung genommen werden. Meinungsäusserungen sind unzulässig, ebenso Tatsachendarstellungen, die über den Gegenstand der ursprünglichen, beanstandeten Darstellung hinausgehen.
Gegendarstellungen mit offensichtlich unrichtigen, rechts- oder sittenwidrigen Inhalten bzw. solchen, welche die Ehre einer Person verletzen, dürfen vom Medienunternehmen abgelehnt werden.
Beim Formulieren der Gegendarstellung kann man sich an folgenden Aufbau halten: Als Überschrift trägt sie schlicht den Titel "Gegendarstellung". Dann enthält sie eine präzise Bezeichnung der beanstandeten Ausgangsmeldung nach Datum, Seitenzahl, Verfasser (sofern bekannt) und Erscheinungsort. Anschliessend wiederholt sie die dort gemachten Tatsachendarstellungen und stellt diesen die eigenen Ausführungen gegenüber. Üblich ist die Formel: "unwahr ist [die beanstandete Sachbehauptung], wahr ist vielmehr [die entgegengestellte Sachbehauptung]".
Schliesslich ist die Gegendarstellung (bzw. der Begleitbrief) vom Betroffenen persönlich zu unterschreiben (und nicht von einem allfälligen Vertreter), damit der Empfänger unzweifelhaft merkt, wer sich zu Wort meldet.
3.
Geltendmachung des Gegendarstellungsrechts
Der Betroffene muss den Text der Gegendarstellung innert 20 Tagen, nachdem er von der beanstandeten Tatsachendarstellung Kenntnis erhalten hat, spätestens jedoch drei Monate nach der Verbreitung, an das Medienunternehmen absenden (Art. 28i ZGB).
Diese Frist ist unbedingt einzuhalten, andernfalls verwirkt das Recht auf Gegendarstellung. 
Um Beweisprobleme hinsichtlich des Zeitpunkts der Kenntnisnahme zu vermeiden, tun Betroffene gut daran, den Text innerhalb von 20 Tagen seit Erscheinungsdatum einzureichen.

Hat das Medienunternehmen die Gegendarstellung erhalten, muss es dem Betroffenen unverzüglich, d.h. innerhalb von 3 bis 7 Tagen, anzeigen, wann es die Gegendarstellung veröffentlicht oder weshalb es diese zurückweist.
4.
Veröffentlichung der Gegendarstellung

Das Medienunternehmen ist verpflichtet, die Gegendarstellung so rasch wie möglich zu veröffentlichen. Hinsichtlich der Form der Veröffentlichung wird verlangt, dass diese mindestens denselben Kreis an potentiellen Interessenten erreicht wie die beanstandete Darstellung (Art. 28k ZGB). 
Konkret muss sich der von einem prominenten Beitrag auf Seite 2 einer Zeitung Betroffene nicht damit abfinden, wenn seine Gegendarstellung im hinteren Teil der Zeitung unter den Kleinanzeigen "versteckt" wird. Weiter darf die Gegendarstellung nicht in einem anderen Ressort untergebracht werden als die beanstandete Ausgangsmeldung. So darf also zum Beispiel eine Behauptung aus dem Wirtschaftsteil nicht im Sportteil zur Gegendarstellung gelangen.
Die Gegendarstellung ist bei der Publikation als solche zu kennzeichnen. Das Medienunternehmen darf eine Erklärung beifügen, ob es an seiner Tatsachendarstellung festhält und auf welche Quellen es sich dabei stützt. Auch weitergehende Ausführungen sind zulässig, solange aber der redaktionelle Teil nicht durch Fettdruck oder auf andere Weise von der Gegendarstellung ablenkt.
Für den Abdruck der Gegendarstellung darf das Medienunternehmen keine Kosten erheben.
5.
Anrufen des Gerichts

Verzögert das Medienunternehmen die Ausübung des Gegendarstellungsrechts, verweigert es die Gegendarstellung ganz oder wird diese nicht korrekt veröffentlicht, so kann der Betroffene den Gerichtsweg einschlagen. Zuständig ist das Gericht am Wohnsitz des Klägers (Betroffener) oder des Beklagten (Medienunternehmen). Für diese Klage läuft grundsätzlich ebenfalls eine Frist von 20 Tagen ab Empfang der abweisenden Mitteilung des Medienunternehmens.
Gegenstand des Gerichtsverfahrens ist der vom Kläger konkret vorgelegte Text der Gegendarstellung. Das Gericht kann aber nötigenfalls den Text in gewissen Grenzen den gesetzlichen Erfordernissen anpassen und insbesondere eine Kürzung vornehmen.
Manfred Mustermann

Mustergasse 1
7537 Müstair

Einschreiben

(Name und Adresse Medienunternehmen)

Müstair, (Datum)
Geltendmachung des Gegendarstellungsrechts gemäss Art. 28g ff. ZGB
Sehr geehrte Damen und Herren

Am [Erscheinungsdatum] haben Sie in Ihrer [Zeitung, Zeitschrift, Fernseh- oder Radiosendung] [eventuell Angabe der Seitenzahl] diverse unwahre Tatsachendarstellungen veröffentlicht, welche mich in meiner rechtlich geschützten Persönlichkeit unmittelbar betreffen.
Aus diesem Grund fordere ich Sie auf, den beigefügten Gegendarstellungstext so bald als möglich unverändert und kostenlos zu veröffentlichen, und zwar so, dass er den gleichen Personenkreis wie die beanstandete Darstellung erreicht.
Bitte geben Sie mir unverzüglich Bescheid, wann Sie die Gegendarstellung veröffentlichen oder – sollte dies wider Erwarten der Fall sein – weshalb Sie eine Publikation ablehnen. In letzterem Fall behalte ich mir das Recht vor, per Zivilklage an das zuständige Gericht zu gelangen.
Vielen Dank für Ihre Bemühungen.

Freundliche Grüsse

(Persönliche Unterschrift)

Beilage: Text Gegendarstellung

